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Die Europäische Union und Bosnien und Herzegowina stecken in einer „unvermeidlichen 
Beziehung“.1 Ein Scheitern der Stabilisierung und Integration von Bosnien und Herzego-
wina  wäre  seitens  der  Europäischen  Union  ein  Prestigeverlust  für  deren  Außen-  und 
Erweiterungspolitik. Für Bosnien und Herzegowina hingegen bietet die europäische Inte-
gration die einzige konkrete Aussicht, die jahrzehntelange Krise und die Folgen von Krieg 
und Teilung des Landes zu überwinden. Diese Dialektik bestimmte die Neuausrichtung der 
EU-Konditionalität 2014/15.

Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA)

Die 2005 begonnenen Verhandlungen zum SAA kamen im Jahre 2007 zum Abschluss. 
Nachdem eine seit 2005 von der Europäischen Union geforderte Polizeireform beschlos-
sen wurde, konnte das Abkommen am 16. Juni 2008 unterzeichnet werden. Der Handels-
teil des SAA trat als Interimsabkommen (IA) am 1. Juli 2008 in Kraft. Am 31. Juli 2008 
wurden  die  Vereinbarungen  für  die  finanzielle  Unterstützung über  das  Instrument  der 
Vorbeitrittshilfe getroffen.2 Der seit 2008 geführte Visadialog endete mit der Visabefreiung 
am 15. Dezember 2010. Bis Ende 2014 weigerte sich der Rat das allseits ratifizierte SAA 
in Kraft zu setzen. Denn der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte urteilte 2009 im 
Fall  Sejdić-Finci  vs.  Bosnien  und  Herzegowina,  dass  die  Verfassung  „Andere“  und 
Minderheiten diskriminiere. Damit verletze sie die Europäische Menschenrechtskonventi-
on und den Artikel 2 des SAA (Respekt demokratischer Prinzipien und Menschenrechte). 
Die Verfassungsänderungen sind ohne allseitigen Konsens nicht möglich. Der jedoch fehlt, 
da die Führung der RS die Existenz des Staats regelmäßig infrage stellt, die kroatischen 
Eliten auf die Schaffung einer dritten kroatischen Entität drängen und die Bosniaken sich 
als  Mehrheitsbevölkerung eine  Stärkung des  Gesamtstaats  wünschen.  Die  Europäische 
Union forderte daher seit 2011 zur weiteren EU-Annäherung „glaubhafte Anstrengungen”, 
um die Probleme des Sejdić-Finci-Falls zu lösen.3

Allgemeinwahlen vom Oktober 2014

Dass die Bedingung, die Verfassungsfrage anzugehen, nicht erfüllt werden würde, wurde 
2014 offenbar. Im Frühjahr 2014 zeigten die größten Demonstrationen und Proteste seit 
dem Krieg die hoffnungslose wirtschaftliche und soziale Situation der Bevölkerung auf. 
Die  Überschwemmungen  vom Mai  2014  führten  zudem die  marode  Infrastruktur  vor 
Augen. Eine Verfassungsänderung rückte für die Europäische Union in den Hintergrund. 
Der Wahlkampf war dominiert von der Abrechnung mit den regierenden Sozialdemokraten 
(SDP)  in  der  FBiH,  der  wachsenden  Kritik  in  der  RS gegenüber  dem autokratischen 

1 Tobias Flessenkemper: Eine unvermeidliche Beziehung. Bosnien und Herzegowina und die Europäische 
Union, in: Ost-West Europäische Perspektiven 4/2011, S. 266-276.

2 2014 bis 2017 erhält Bosnien und Herzegowina aus IPA II 165,8 Mio. Euro.
3 Siehe Europäische Kommission: Progress Report. Bosnia and Herzegovina, Oktober 2014.
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Die Erweiterung der Europäischen Union 

Regierungsstil von Präsident Milorad Dodik und dem massiven Streben der Kroatischen 
Demokratischen Union (HDZ), Ämter im Staatspräsidium, in der Staatsregierung und in 
der FBiH zu übernehmen. EU-Themen und -Bedingungen spielten für die parlamentari-
schen  Wahlen  keine  Rolle.  Nur  Bakir  Izetbegović  (Partei  der  Demokratischen  Aktion 
(SDA)) gelang die Wiederwahl als bosniakisches Mitglied des Staatspräsidiums. Dragan 
Čović errang erstmals  nach  2002 als  kroatisches  Mitglied  mit  der  HDZ eine  absolute 
Mehrheit. Mit Mladen Ivanić (Partei des Demokratischen Fortschritts (PDP), unterstützt 
von der Serbischen Demokratischen Partei (SDS)) als RS-Mitglied setzte sich die Opposi-
tion gegen Milorad Dodiks Partei und Kandidaten durch. Die Wahlen führten im bosniaki-
schen und serbischen Lager im Gegensatz zur Machtkonsolidierung der HDZ im kroati-
schen Lager zu einer Ausdifferenzierung des Parteienspektrums. Am 31. März 2015 wurde 
dem Ministerpräsidenten Denis Zvizdić (SDA) der neunköpfige Ministerrat (drei HDZ, je 
zwei SDA und SDS, je ein PDP und Demokratische Front) bestätigt. Die nun oppositionel-
le  Allianz Unabhängiger  Sozialdemokraten (SNSD) von Milorad Dodik,  der  den Staat 
generell infrage stellt, kann jedoch weiterhin das gesamtstaatliche Parlament blockieren.

Neuer EU-Ansatz

Schon  nach  den  Protesten  lancierte  die  Europäische  Union  im  Frühjahr  2014  einen 
„Compact for Growth and Jobs“. Der Krieg gegen die Ukraine machte eine Neubewertung 
der stabilitätspolitischen Lage notwendig. Die vertragliche Bindung Bosniens und Herze-
gowinas  an  die  Europäische  Union  war  geboten,  um das  Störpotenzial  Russlands  in 
Südosteuropa  einzudämmen.  Einen  Hinweis  bot  die  Verlängerung  des  Mandats  der 
EUFOR Althea, da sich Russland bei der Sicherheitsratsabstimmung am 11. November 
2014 erstmalig seit 1995 enthielt. Dies ist der Hintergrund einer deutsch-britischen Initiati-
ve, mit der das SAA beschleunigt werden sollte. Die Regierungsbildung 2014/15 wurde so 
begleitet  von  einem  Politikwechsel  der  Europäischen  Union.  „Im  Dezember  2014 
beschloss die Europäische Union einen neuen Ansatz im Annäherungsprozess Bosniens 
und Herzegowinas, der die jahrelange Stagnation aufgebrochen hat“4, so die Einschätzung 
des deutschen Auswärtigen Amtes. Die Europäische Union stellte also die Verfassungs-
reform zurück und verlangte für das Inkrafttreten des SAA nun allein ein von allen Lagern 
getragenes politisches Bekenntnis zur europäischen Integration und Reformen. Nachdem 
dieses gegeben war, entschied der Rat, das SAA zum 1. Juni 2015 in Kraft zu setzen. 

Ausblick

Die Umsetzung des SAA kann nur gelingen, wenn ein tragfähiger Konsens für soziale und 
wirtschaftliche  Reformen  gefunden  wird.  Vor  dem  Hintergrund  von  Spannungen  und 
Blockademöglichkeiten  besteht  kaum  Aussicht  auf  einen  raschen  Durchbruch.  Dazu 
bräuchte es den Willen zum besseren Regieren und einer Verfassung, die Menschenrechte 
respektiert. So bleibt trotz des neuen Ansatzes bestehen, was die EU-Außenminister im 
März 2011 formulierten: „Eine zufriedenstellende Bilanz bei der Umsetzung der aufgrund 
des SAA/IA zu erfüllenden Verpflichtungen wäre von entscheidender Bedeutung für einen 
glaubhaften Beitrittsantrag, den die Europäische Union prüfen würde.“5

4 Auswärtiges  Amt:  EU-Perspektive  für  Bosnien  und  Herzegowina,  abrufbar  unter:  http://www.aus
waertiges-amt.de/DE/Europa/Erweiterung/Erweiterung_BosnienHerzegowina_node.html (letzter  Zugriff: 
2.5.2015).
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